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Gesetzentwurf 

der Landesregierung 

Zweites Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Hochschulgesetzes 

A. Problem 

Die Universität Potsdam beabsichtigt die Einrichtung einer akademischen Ausbildung 
von Rabbinern und Rabbinerinnen und Kantoren und Kantorinnen. Dafür sollen ein-
schlägige Kernfach-Professuren konfessionsgebunden besetzt werden. Es sind die 
notwendigen Voraussetzungen für bekenntnisgebundene, im Benehmen mit den Kir-
chen und Religionsgemeinschaften erfolgende Besetzungen theologischer Lehrstüh-
le (vgl. Artikel 32 Absatz 4 Satz 3 der Landesverfassung) zu schaffen. 

B. Lösung 

Das Brandenburgische Hochschulgesetz wird um eine Vorschrift ergänzt, die die Vo-
raussetzungen und Bedingungen für eine theologische Ausbildung an staatlichen 
Hochschulen regelt. 

C. Rechtsfolgenabschätzung 

I. Erforderlichkeit 

Die vorgeschlagene Regelung ist zur Rechtfertigung von Grundrechtseingriffen 
erforderlich, die darin liegen, dass der Bewerbungsverfahrensanspruch von Lehr-
stuhlbewerbern (Artikel 33 Absatz 2 GG)  und die Lehrfreiheit von Lehrstuhlinha-
bern (Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 GG) durch die Bekenntnisbindung des Lehrstuhls 
eingeschränkt werden. 

II. Zweckmäßigkeit 

Die Gesetzesänderung ist zweckmäßig, weil sie die erforderlichen Rechtsgrund-
lagen für eine  bekenntnisgebundene theologische Hochschulausbildung setzt. 
Die Regelung ist nicht auf einen Einzelfall oder ein bestimmtes religiöses Be-
kenntnis beschränkt. Sie versetzt die Hochschulen in die Lage, durch Kooperati-
onsvereinbarungen mit den Religionsgemeinschaften, deren Bekenntnis der an-
gestrebten Hochschulausbildung entspricht, die Voraussetzungen für die Einfüh-
rung der Ausbildung zu schaffen, ohne dass es des sonst erforderlichen aufwän-
digen Verfahrens zum Abschluss eines Staatsvertrages bedarf. 

III. Auswirkungen auf Bürger, Wirtschaft und Verwaltung 

Die Umsetzung der Pläne für eine jüdisch-theologische Ausbildung an der Univer-
sität Potsdam ist geeignet, über die Erweiterung des Studienangebots hinaus An-
sehen und Attraktivität der größten Landeshochschule weiter zu steigern mit ent-
sprechend Folgewirkungen für die Region. Zugleich eröffnet die Gesetzesände-
rung auch für andere Landeshochschulen die Option vergleichbarer Kooperatio-
nen. 
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D. Zuständigkeiten 

Die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur ist federführend zuständig. 



  

Gesetzentwurf für ein 

Zweites Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Hochschulgesetzes 

Vom ... 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Brandenburgischen Hochschulgesetzes 

Das Brandenburgische Hochschulgesetz vom 18. Dezember 2008 (GVBl. I 
S. 318), das zuletzt durch das Gesetz- vom 26. Oktober 2010 (GVBl. I Nr. 35) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 7 folgende Angabe einge-
fügt: 

„§ 7a  Theologische Ausbildung an staatlichen Hochschulen“. 

 

2. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt: 

„§ 7a 

Theologische Ausbildung  an staatlichen Hochschulen 

(1) Die Einführung und Änderung von theologischen Studiengängen bedürfen der 
Zustimmung der Kirche oder  Religionsgemeinschaft, deren Bekenntnis die ange-
strebte Ausbildung entspricht (kooperierende Kirche oder Religionsgemeinschaft). 
Die Aufhebung von theologischen Studiengängen erfolgt nach vorheriger Anhö-
rung der kooperierenden Kirche oder Religionsgemeinschaft mit dem Ziel des Ein-
vernehmens. 

(2)  Erlass und  Änderung von Studien-, Prüfungs-, Promotions- und Habilitati-
onsordnungen in einem theologischen Studiengang oder Fach bedürfen grund-
sätzlich der Zustimmung der kooperierenden Kirche oder Religionsgemeinschaft. 
Diese  kann die Zustimmung nur aus Gründen verweigern, die sich auf Lehre oder 
Bekenntnis beziehen.  Werden solche Hinderungsgründe geltend gemacht und 
begründet, ist die Verweigerung der Zustimmung bei der Entscheidung über den 
Erlass oder die Änderung angemessen zu berücksichtigen. Die Zustimmung  gilt 
als erteilt, wenn sie nicht binnen drei Monaten nach Zugang des Ersuchens auf 
Zustimmung bei der kooperierenden Kirche oder Religionsgemeinschaft verwei-
gert worden ist.  

(3) Bietet eine Hochschule ein Studium in bekenntnisgebundener Theologie an, 
so ist vor jeder Berufung auf eine theologische Professur oder Juniorprofessur von 
der Hochschule über die für Hochschulen zuständige oberste Landesbehörde die 
Zustimmung zu dem Berufungsvorschlag von der Kirche oder der in der theologi-
schen Ausbildung kooperierenden Religionsgemeinschaft einzuholen. Absatz 2 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend  Für die Bestellung von Honorarprofessoren und 
außerplanmäßigen Professoren gilt Entsprechendes. 

(4) Erfüllt ein Hochschullehrer nicht mehr die Voraussetzungen für seine Lehrtä-
tigkeit in einer theologischen Ausbildung, insbesondere weil er einem anderen Be-
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kenntnis folgt, so wird er auf Antrag der kooperierenden Kirche oder  Religions-
gemeinschaft nach Feststellung der Voraussetzungen in ein geeignetes gleichwer-
tiges Amt seiner Hochschule versetzt.  

(5) Die Art und Weise der Mitwirkung der kooperierenden Kirche oder   Religions-
gemeinschaft  sollen durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dieser und  
der Hochschule mit Zustimmung der für die Hochschulen zuständigen obersten 
Landesbehörde geregelt werden.  

(6) Regelungen in Staatsverträgen mit den  Kirchen oder Religionsgemeinschaf-
ten bleiben unberührt.“ 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 



   

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Nach Art. 32 Abs. 4 Satz 3 der Verfassung des Landes Brandenburg erfolgt die Be-
setzung der Lehrstühle an den staatlichen theologischen Fakultäten  im Benehmen 
mit den Kirchen. Das Nähere regelt gem. Art. 32 Abs. 5 ein Gesetz.  

Von einer gesetzlichen Regelung für eine theologische Ausbildung an staatlichen 
Hochschulen ist im Brandenburgischen Hochschulgesetz bisher abgesehen worden, 
weil dafür kein Bedarf bestand. An den staatlichen Hochschulen des Landes Bran-
denburg gibt es in Übereinstimmung mit den Empfehlungen des Wissenschaftsrats 
mit Rücksicht auf das Studienangebot in Berlin in Evangelischer und Katholischer 
Theologie bislang keine theologische Ausbildung. Für die Studienangebote des The-
ologischen Seminars Elstal (FH) als nichtstaatlicher Hochschule enthält der Abschnitt 
13 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes zur Anerkennung von Hochschulen 
und Berufsakademien ausreichende Rechtsgrundlagen. 

Nunmehr beabsichtigt jedoch die Universität Potsdam in Übereinstimmung mit den 
Empfehlungen des Wissenschaftsrats zur Weiterentwicklung von Theologien und 
religionsbezogenen Wissenschaften vom 29. Januar 2010 eine akademische Ausbil-
dung von Rabbinern und Rabbinerinnen und Kantoren und Kantorinnen zu ermögli-
chen. Dazu sollen Kernfach-Professuren wie zum Beispiel die Professuren für Bibli-
sche Exegese oder für Jüdische Theologie und interreligiöse Beziehungen konfessi-
onsgebunden besetzt werden. An der Universität Potsdam gibt es darüber hinausge-
hende Überlegungen, eine jüdisch-theologische Fakultät oder eine vergleichbare 
Struktureinheit einzurichten. 

Für eine solche theologische Ausbildung an einer staatlichen Hochschule bedarf es 
einer Ergänzung der geltenden Rechtsgrundlagen im Brandenburgischen Hoch-
schulgesetz. Gemäß Artikel 33 Absatz 2 GG hat jeder Deutsche nach seiner Eig-
nung,, Befähigung und fachlichen Leistung den gleichen Zugang zu jedem öffentli-
chen Amt; nach Absatz 3 ist der Zugang zu öffentlichen Ämtern grundsätzlich unab-
hängig von dem religiösen Bekenntnis. Der Staat darf aber ausnahmeweise die 
Vergabe von öffentlichen Ämtern an ein Bekenntnis knüpfen, wenn dies entweder 
unmittelbar aus der Verfassung zu entnehmen ist (z.B. Art. 7 GG (für Bekenntnis- 
oder Weltanschauungsschulen)) oder eine zulässige Religionsförderung im staatli-
chen Bereich dies erfordert.  

Das Grundgesetz erlaubt demzufolge die Errichtung theologischer Fakultäten an 
staatlichen Hochschulen im Rahmen von Recht und Pflicht des Staates, Bildung und 
Wissenschaft an den staatlichen Hochschulen zu organisieren. Dabei muss der Staat 
das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemeinschaft berücksichtigen, deren 
Theologie Gegenstand des Unterrichts ist. Die in der „Lüdemann“-Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts auf Fakultäten bezogenen Ausführungen lassen sich – 
mit Einschränkungen – auch auf andere Einrichtungen an Hochschulen (Institute, 
Lehrstühle) beziehen, in denen bekenntnisgebundene Theologie gelehrt werden soll. 
So ist eine bekenntnisgebundene theologische Ausbildung auch innerhalb einer Un-
tergliederung einer Fakultät verfassungsrechtlich möglich. 

Das Amt der Hochschullehrerin oder des Hochschullehrers an einer theologischen 
Fakultät darf daher bekenntnisgebunden ausgestaltet werden, weil es sich um eine 
Funktionsbedingung dieses Amtes handelt, ohne dass Artikel 33 Absatz 3 GG, nach 
dem ein öffentliches Amt nicht vom religiösen Bekenntnis abhängig gemacht werden 
darf, entgegensteht. Der Staat kann aber aufgrund seiner strikten religiös-
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weltanschaulichen Neutralität nicht die Inhalte eines religiösen Bekenntnisses festle-
gen, auf die die hier in Rede stehenden Lehrstühle und ihre Inhaberinnen oder Inha-
ber verpflichtet werden. Er braucht hierzu eine Religionsgemeinschaft als Kooperati-
onspartner. So wie im Falle der evangelischen und katholischen theologischen Fa-
kultäten an staatlichen Hochschulen die katholischen Bistümer bzw. die evangeli-
schen Landeskirchen als bekenntnisbestimmender Partner des Landes in Erschei-
nung treten, muss es beispielsweise auch im Fall der jüdischen Rabbinerausbildung 
sein. 

Die Ausgestaltung bzw. Einschränkung des Grundrechts aus Artikel 5 Absatz 3 GG 
sowie des grundrechtsgleichen Rechts aus Artikel 33 GG  bedürfen aber der gesetz-
lichen Regelung, insbesondere weil die Bekenntnisbindung als Einschränkung des 
Bewerbungsverfahrensanspruchs interessierter Lehrstuhlbewerberinnen oder -
bewerber  und der Freiheit von Forschung und Lehre der Lehrstuhlinhaberinnen und 
– inhaber  wirkt. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 – Einfügung von § 7a Brandenburgisches Hochschulgesetz 

Mit der Einfügung eines neuen § 7 a in das Brandenburgische Hochschulgesetz sol-
len über den konkreten Einzelfall der beabsichtigten Rabbinerinnen- und Rabbiner-
ausbildung an der Universität Potsdam hinaus die erforderlichen Rechtsgrundlagen 
geschaffen werden.  

Absatz 1 legt fest, dass die Einführung und Änderung theologischer Studiengänge 
grundsätzlich der Zustimmung derjenigen Kirche und Religionsgemeinschaft bedür-
fen, deren Bekenntnis die angestrebte Ausbildung entspricht. Eine Einführung ohne 
Zustimmung des Kooperationspartners ist ausgeschlossen. Die Aufhebung solcher 
Studiengänge hingegen ist unbeschadet dessen, dass das Einvernehmen der koope-
rierenden Kirche oder Religionsgemeinschaft angestrebt werden soll, auch bei feh-
lender Zustimmung möglich. 

 

Kooperationspartner ist hierbei stets eine Kirche oder Religionsgemeinschaft, die das 
religiöse Bekenntnis in umfassender Weise festlegt und gestaltet. Gruppen, die ledig-
lich Teilbereiche der Aufgaben einer Religionsgemeinschaft abdecken, kommen hier-
für nicht in Betracht. Daher kann eine Ausbildungseinrichtung wie das Abraham-
Geiger-Kolleg nicht Kooperationspartner im Sinne dieser Regelung sein.. 

 

 Absatz 2 regelt  die Beteiligung der kooperierenden Kirche oder Religionsgemein-
schaft   bei Erlass und Änderung von Studien- Prüfungs-, Promotions- und Habilitati-
onsordnungen.  

 

Absatz 3 regelt die Beteiligung der kooperierenden Kirche und Religionsgemein-
schaft  an der Berufung von Lehrstuhlinhaberinnen und -inhabern. Die kooperierende 
Kirche und Religionsgemeinschaft kann danach nur auf Lehre und Bekenntnis bezo-
gene Hinderungsgründe geltend machen. Durch den Verweis auf Absatz 2 Satz 2 bis 
4 wird das dort geregelte Verfahren auch für die Berufungsentscheidungen verbind-
lich gemacht. Aus Wortlaut und Ratio der Vorschrift ergibt sich, dass die Kirche oder 
Religionsgemeinschaft, will sie die Zustimmung zur Berufung verweigern, die Gründe 
dafür dartun muss. Nur dann kann die staatliche Seite beurteilen, ob die Verweige-
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rung aus den gesetzlich anerkannten Gründen erfolgt. Ist dies der Fall, so unterbleibt 
die Berufung als Regelfall. Nur wenn die Freiheit der Wissenschaft durch einen Ver-
zicht auf die Berufung ernsthaft gefährdet würde, zum Beispiel eine einseitige 
Schulenbildung explizit angestrebt wird, die einen für Wissenschaft und Forschung 
konstitutiven Dialog ausschlösse, oder andere gewichtige Gründe im Rahmen der zu 
treffenden Abwägung zu nicht hinnehmbaren Folgen führen würden, kann aus-
nahmsweise vom Votum der Kirche oder Religionsgemeinschaft abgewichen wer-
den. Ihre Zustimmung zu dem Berufungsvorschlag gilt nach Satz 4 im Übrigen als 
erteilt, wenn sie nicht binnen drei Monaten nach Zugang des Ersuchens um Zustim-
mung dieses verweigert hat. Damit soll sichergestellt werden, dass der Fortgang und 
der Abschluss des Berufungsverfahrens sich nicht zu Lasten der Bewerberinnen o-
der Bewerber und der Qualität der Auswahlentscheidung beliebig verzögern kann. 
Andererseits stellt der Zeitraum von drei Monaten sicher, dass die Kirche oder Reli-
gionsgemeinschaft auch unter Berücksichtigung unterschiedlicher interner Beteili-
gungsverfahren hinreichend Gelegenheit hat, sich mit dem Berufungsvorschlag zu 
befassen. 

 

Absatz 4 betrifft den Fall, dass aus der Sicht der kooperierenden Kirche oder Religi-
onsgemeinschaft in der Person der Hochschullehrerin oder des Hochschullehrers die 
Voraussetzungen nach Absatz 3 nicht mehr erfüllt sind, d.h. die Berufung nicht mehr 
zustimmungsfähig wäre. In diesem Fall wird die Hochschullehrerin oder der Hoch-
schullehrer nach Anhörung und Feststellung der gesetzlichen Voraussetzungen in 
ein geeignetes gleichwertiges Amt derselben Hochschule versetzt. Geeignet ist ein 
Amt vorzugsweise in derselben Fakultät oder im selben Fachbereich mit möglichst 
großer fachlicher Nähe zur Lehrbefugnis der Hochschullehrerin oder des Hochschul-
lehrers. Die Regelung ist erforderlich, weil in anderen Fällen die Versetzung einer 
Hochschullehrerin oder eines Hochschullehrers aus Gründen, die im Bekenntnis der 
Person oder in ihrer Lehre liegen, grundsätzlich nicht in Betracht käme. 

 

Absatz 5 trägt dem Umstand Rechnung, dass die hochschulgesetzliche Regelung 
nur einen allgemeinen Rahmen für die theologische Ausbildung an staatlichen Uni-
versitäten gibt, ohne Besonderheiten der Kirche oder Religionsgemeinschaft, die der 
Kooperationspartner des Staates in der theologischen Ausbildung ist, berücksichti-
gen zu können. Die konkreten Inhalte der Zusammenarbeit, und des Mitwirkungsver-
fahrens sind daher durch eine als öffentlich-rechtlicher Vertrag ausgestaltete Koope-
rationsvereinbarung der Hochschule mit der kooperierenden Kirche oder Religions-
gemeinschaft auszugestalten. Die Kooperationsvereinbarung ist von der Hochschule 
bekanntzumachen. Wegen der mit der Einrichtung einer theologischen Ausbildung 
verbundenen weitreichenden Folgen unterliegt die diesbezügliche Kooperationsver-
einbarung zwischen einer Hochschule und Kirche oder Religionsgemeinschaft dem 
Vorbehalt der Zustimmung durch die zuständige oberste Landesbehörde. 

 

In Absatz 6 wird klargestellt, dass die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
bestehenden Regelungen in Staatsverträgen mit Kirchen oder Religionsgemein-
schaften uneingeschränkt bestehen bleiben. Durch diese Regelung wird zudem si-
chergestellt, dass auch zukünftig von § 7a abweichende Regelungen in einem 
Staatsvertag zwischen dem Land Brandenburg und einer Kirche oder Religionsge-
meinschaft getroffen werden können.  

 



 4  

Zu Artikel 2 – Inkrafttreten 

Artikel 2 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes. 

 
 
 


